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Vereinbarung

zwischen

den Agenturen für Arbeit Bad Kreuznach und Koblenz
(nachfolgend als Agentur bezeichnet)

– vertreten durch die Vorsitzenden der Geschäftsführungen – 

und
dem Rhein-Hunsrück-Kreis
(nachfolgend als Landkreis bezeichnet)
– vertreten durch den Landrat –

zur näheren Ausgestaltung ihrer Zusammenarbeit
in der Gemeinsamen Einrichtung Jobcenter Rhein-Hunsrück

vom 12.01.2011
Präambel

Mit der sogenannten Jobcenter-Reform wird die Aufgabenwahrnehmung von Agenturen für Arbeit und Kommunen fortgesetzt, die die Erbringung der Leistungen aus einer Hand auch zukünftig sicherstellt. 

Der Kreisausschuss des Rhein-Hunsrück-Kreises hat sich in seiner Sitzung am 03.05.2010 für eine Fortsetzung der gemeinsamen Arbeit mit der Bundesagentur ausgesprochen und von der Möglichkeit einer Option keinen Gebrauch gemacht.

Mit dieser Vereinbarung soll die Zusammenarbeit der Agentur für Arbeit und dem Landkreis zur Ausführung des SGB II ab dem 1.1.2011 ausgestaltet werden. 
Form und Umfang der Zusammenarbeit werden, soweit sie nicht im Gesetz selbst verbindlich geregelt sind, in dieser Vereinbarung verabredet und die wesentlichen Punkte für eine Zusammenarbeit entsprechend der gesetzlichen Regelungen von beiden Partnern im Sinne einer kooperativen und vertrauensvollen Zusammenarbeit erklärt. 

Es bleibt weiterhin erklärtes Ziel der Partner eine am Einzelfall orientierte Überwindung der Hilfebedürftigkeit durch Verbesserung der Arbeitsmarkt- und Sozialintegration zu erreichen und die Eigenverantwortlichkeit der Leistungsempfänger zu stärken. Ein besonderer Augenmerk gilt dabei den jungen Menschen.

Die Wahrnehmung der Aufgaben der gemeinsamen Einrichtung gemäß § 44b SGB II erfolgt unter Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten des Arbeitsmarktes und der Wirtschaftsstruktur des Kreises. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden Funktionsbezeichnungen in dieser Grundlagenvereinbarung nur in der männlichen Form verwendet. Damit ist keine Wertung verbunden und die weibliche Form stets mit gemeint.

I. GRUNDSÄTZE UND ZIELE

§ 1 Name, örtliche Zuständigkeit und Standorte

(1) Die Gemeinsame Einrichtung führt die Bezeichnung „Jobcenter Rhein-Hunsrück“.
(2) Die Gemeinsame Einrichtung ist örtlich zuständig für den Bereich des Rhein-Hunsrück-Kreises.
(3) Der Sitz des Jobcenters ist Simmern. Seine Standorte sind:

· Simmern 
· Boppard 
· Kirchberg

§ 2 Aufgaben der Gemeinsamen Einrichtung
(1) Die Gemeinsame Einrichtung nimmt die Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsu​chende für die Agentur und den Landkreis wahr, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist oder durch die Trägerversammlung beschlossen wird.
(2) An Stelle der Gemeinsamen Einrichtung nimmt der Landkreis im Wege der Rückübertragung die Aufgaben nach § 16 a SGB II wahr. 

(3) Durch Beschluss der Trägerversammlung können, soweit gesetzlich zulässig, weitere Aufgaben übertragen werden.
§ 3 Grundsätze für die Zusammenarbeit der Vertragspartner
(1) Im Rahmen der Zusammenarbeit der Träger wird der auf Arbeitsebene bestehende Arbeitskreis „Jour fixe“ fortgeführt. Der Arbeitskreis dient als Kommunikationsebene zwischen den Trägern und zur Vorabstimmung der Trägerinteressen und Vorbereitung der Beschlüsse der Trägerversammlung.
Neben Vertretern der Träger nehmen Vertreter der Geschäftsführung an den Sitzungen des Arbeitskreises grundsätzlich teil. 
Die Teilnehmer treffen sich in der Regel einmal monatlich zum Informationsaustausch. 
(2) Die Vertragspartner streben an, etwaige unterschiedliche Auffassungen auf dem Verhandlungswege einvernehmlich zu lösen, so dass eine Anrufung des Kooperati​onsausschusses vermieden wird.
(3) Im Falle unterschiedlicher Auffassungen und vor Wahrnehmung ihres Weisungs​rechts informieren sich die Vertragspartner gegenseitig und geben dem Geschäfts​führer Gelegenheit zur Stellungnahme. Erhebt der andere Vertragspartner innerhalb von zwei Wochen begründete Einwendungen, nehmen die Vertragspartner Gesprä​che auf, um eine einvernehmliche Lösung zu erzielen. 

§ 4 Grundsätze für die Arbeit der Gemeinsamen Einrichtung
(1) Die Gemeinsame Einrichtung nimmt die ihr obliegenden Aufgaben in einer dezentra​len Organisation und in integrierter Bearbeitungsform wahr, um ein bestmögliches Dienstleistungsangebot für die Kunden bereitstellen zu können.
(2) Die Gemeinsame Einrichtung hat eine Widerspruchsstelle. Diese ist für die Entscheidung über Widersprüche in Angelegenheiten nach dem SGB II zuständig (§ 44 b Abs. 1 Satz 3 SGB II).
(3) Die Widerspruchsstelle der Gemeinsamen Einrichtung ist auch zuständig für die Rechtsverfolgung/Interessenwahrnehmung in Gerichtsverfahren. Die Gemeinsame Einrichtung wird insoweit durch den Geschäftsführer oder einen vom ihm Bevollmächtigten vertreten (§ 44 d Abs. 1 Satz 2 SGB II). Das Recht zur Fachaufsicht hinsichtlich der Rechtsverfolgung/Interessenwahrnehmung in Sozialgerichtsverfahren bleibt bei den jeweiligen Trägern der Leistungen.
§ 5 Zielvereinbarung, Steuerung und Qualitätssicherung
(1) Auf Basis des gemeinsamen Steuerungssystems (§ 48 b SGB II) vereinbaren die Vertragspartner mit dem Geschäftsführer jährlich überprüfbare Ziele, die durch Kennzahlen und Ergänzungsgrößen konkretisiert werden.
(2) Ergänzend zu den gesetzlichen Zielen können weitere Ziele, insbesondere solche mit lokalem Bezug, vereinbart werden.
(3) Die Gemeinsame Einrichtung stellt den Vertragspartnern unter Beachtung der da​tenschutzrechtlichen Bestimmungen kostenfrei sämtliche für die Wahrnehmung ihrer Trägeraufgaben notwendigen Daten zur Verfügung; dies schließt Controlling- und Steuerungsdaten ein.
II. ORGANISATION

§ 6 Organe, ständige Gremien und Funktionen

Die Gemeinsame Einrichtung hat folgende Organe:
· die Trägerversammlung,
· den Geschäftsführer.
§ 7 Trägerversammlung
(1) Die Trägerversammlung setzt sich aus je vier Vertretern der Vertragspartner zusammen. Die Mitglieder können sich vertreten lassen. Die Stimmen können auch auf andere Mitglieder übertragen werden. Der Geschäftsführer und sein Stellvertreter nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. Weitere Personen können mit Zustimmung der Trägerversammlung zu den Sitzungen zugelassen werden; ihnen kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten das Wort erteilt werden.

(2) Für die erste Wahl des Vorsitzenden der Trägerversammlung steht dem kommunalen Träger das Vorschlagsrecht zu. 
Der Vorsitzende der Trägerversammlung und der Geschäftsführer kann nicht gleichzeitig von einem Träger gestellt werden.
Die Wahlzeit des Vorsitzenden stimmt mit der Amtszeit des Geschäftsführers überein.

(3) Die Sitzungen der Trägerversammlung finden mindestens viermal jährlich statt. Sitzungen sind darüber hinaus einzuberufen, wenn ein Vertragspartner oder der Geschäftsführer es verlangen.
(4) Die Trägerversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. In dieser sind nähere Regelungen zur Beschlussfassung, ferner zur Beschlussfähigkeit der Trägerversammlung, zur Einberufung sowie zur Niederschrift von Sitzungen aufzustellen.

§ 8 Aufgaben der Trägerversammlung
Die Trägerversammlung empfiehlt den Trägern realistische Werte für den Zielvereinbarungsprozess, stimmt das Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm unter Beachtung der Zielvorgaben der Träger (vgl. § 44c Abs. 6 SGB II) ab und stellt durch Zielnachhaltung und Controlling in der Gemeinsamen Einrichtung eine klare Führung und Kontrolle der Geschäftsführung sicher.

§ 9 Geschäftsführer
(1) Es besteht Einvernehmen darüber, dass der von der Trägerversammlung zu bestellende Geschäftsführer für die gesetzlich bestimmte Zeit zuerst von der Agentur für Arbeit vorgeschlagen wird.

(2) Der Geschäftsführer ist für die Umsetzung der operativen Aufgaben der gemeinsa​men Einrichtung verantwortlich.
(3) Die Trägerversammlung bestellt einen stellvertretenden Geschäftsführer. Dieser wird vom jeweils anderen Vertragspartner, der nicht den Geschäftsführer stellt, vorgeschlagen. Er vertritt den Geschäftsführer im Bereich der Leistungsgewährung als ständiger Vertreter, unterstützt den Geschäftsführer und arbeitet unmittelbar mit diesem zusammen.
Wesentliche Entscheidungen der Geschäftsführung erfolgen daher grundsätzlich im Einvernehmen zwischen dem Geschäftsführer und stellvertretenden Geschäftsführer.
Die Position des stellvertretenden Geschäftsführers berührt nicht die kraft Gesetzes dem Geschäftsführer obliegenden Aufgaben. Sie soll gewährleisten, dass der Träger, der nicht den Geschäftsführer stellt, damit seiner Verantwortung innerhalb der Geschäftsführung nachkommt und ist Ausdruck der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung und partnerschaftlicher Akzeptanz.
§ 10 Örtlicher Beirat
(1) Die Mitglieder des Beirates sind ehrenamtlich tätig und erhalten keine Aufwandsentschädigung.

(2) Er besteht mindestens aus je einem Vertreter
· der Liga der freien Wohlfahrtspflege,
· der Industrie- und Handelskammer

· der Kreishandwerkerschaft,

· des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
· des Regionalrat Schulen

· des Regionalrat Wirtschaft e.V. 
· der Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises

· der Bundesagentur für Arbeit 

Die Trägerversammlung kann weitere Institutionen in den Beirat aufnehmen oder ihnen Gaststatus zubilligen.
(3) Der Geschäftsführer der Gemeinsamen Einrichtung nimmt an den Sitzungen beratend teil. Die Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt soll an den Sitzungen beratend teilnehmen.

(4) Der Beirat wird vom Geschäftsführer über die wesentlichen Aktivitäten der Ge​meinsamen Einrichtung informiert. Der Beirat kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder Empfehlungen an die Trägerversammlung, den Geschäftsführer oder die Ver​tragspartner richten.
(5) Der Beirat wählt mit einfacher Mehrheit einen Vorsitzenden.
(6) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(7) Der Beirat tagt mindestens einmal jährlich.

III. PERSONAL, INFRASTRUKTUR

§ 11 Personal

(1) Der Landkreis und die Agentur für Arbeit sind berechtigt, Personal der Gemeinsamen Einrichtung zuzuweisen. Bei Ausscheiden eines Mitarbeiters steht dem jeweiligen Träger ein Vorschlagsrecht an den Geschäftsführer für die Nachbesetzung zu.

(2) Die Vertragspartner erklären sich bereit, im Rahmen des jeweils geltenden Stellen​plans der Gemeinsamen Einrichtung Beamte und Arbeitnehmer, denen nach § 44 g Abs. 1 SGB II Tätigkeiten bei der Gemeinsamen Einrichtung zugewiesen werden, auch nach Ablauf der 5-Jahresfrist der Gemeinsamen Einrichtung zuzuweisen, wenn die Betreffenden und der Geschäftsführer dem nicht widersprechen.
(3) Stellenbesetzungen für Tätigkeiten in der Gemeinsamen Einrichtung erfolgen vor​behaltlich des Absatzes 4 auf Vorschlag des Geschäftsführers. Der zuweisende Vertragspartner kann einem Vorschlag in begründeten Einzelfällen unter Darlegung der Gründe widersprechen. Dies ist unabhängig von den Beteiligungsrechten der jeweils zuständigen Personalvertretung.
(4) Das Gesetz sieht in § 44k Absatz 1 SGB II die Stellenübertragung beim Übergang von ARGE auf gemeinsame Einrichtung vor. Die Aufstellung des Stellenplans erfolgt durch die Trägerversammlung auf Grund der notwendigen Informationen durch den kommunalen Träger und die beteiligten Agenturen für Arbeit.
Ausgangsbasis ist der bestehende und von der Trägerversammlung für das Jahr 2010 genehmigte Kapazitäts- und Qualifikationsplan.
(5) Für den Bereich Markt & Integration ist der gesetzlich normierte Personalschlüssel als Grundlage heranzuziehen. Für den Leistungsbereich legen die Vertragspartner einen Personalschlüssel von 1:110 fest.

Der Mehraufwand für die Standorte ist dabei nicht berücksichtigt.

Der Stellenplan wird zumindest jährlich im Rahmen der Haushaltsplanungen für das Folgejahr angepasst. Maßgeblich sind die endgültigen Zahlen der Bedarfsgemeinschaften im Zeitraum vom 01.07. des Vorjahres bis 30.06. des laufenden Jahres.
(6) Die bei dienst-, personal- und arbeitsrechtlichen Entscheidungen bestehenden Zuständigkeiten der Träger bleiben davon unberührt.
IV. Jahresplanung

§ 12 Finanzplan, Jahresabschluss
(1) Für jedes Kalenderjahr ist auf der Grundlage der vereinbarten Ziele und des dafür zugewiesenen Gesamtbudgets ein Geschäftsplan aufzustellen. Der Geschäftsplan besteht aus der Zielvereinbarung nach § 5 Abs. 1, dem Finanzplan (Absatz 2) und dem Stellenplan (Absatz 3).
(2) Der Finanzplan gliedert sich in das Verwaltungskostenbudget und das Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm (Eingliederungsbudget). Er enthält alle im Zusammen​hang mit der Umsetzung des SGB II voraussichtlich anfallenden Einnahmen und Ausgaben sowie die Verpflichtungsermächtigungen getrennt nach Kostenarten und nach der im SGB II vorgeschriebenen Trägerschaft. Die Planung ist mit den Haus​haltsplänen des Bundes und des Landkreises abzustimmen.
(3) Der Stellenplan enthält die für die Aufgabenerledigung erforderlichen Personalres​sourcen, gegliedert nach Funktionen, Stellenbewertung und zuweisendem Ver​tragspartner.
(4) Der Finanzplan und der Stellenplan sind unterjährig anzupassen, wenn sich wesent​liche Änderungen ergeben und die Anpassung haushaltsmäßig gesichert ist. 
(5) Der Geschäftsführer unterrichtet die Trägerversammlung regelmäßig über den Stand der Zielerreichung und den Vollzug des Geschäftsplans. Dabei ist auch auf erkennbare Risiken und die Maßnahmen zur Gegensteuerung einzugehen. Jeder Vertragspartner kann aus wichtigem Grund verlangen, dass der Geschäftsführer der Trägerversammlung darüber hinausgehende Berichte erstattet.
(6) Für jedes Kalenderjahr ist bis zum 30. Juni des Folgejahres ein Jahresabschluss aufzustellen. Dieser besteht aus einem Bericht über die Umsetzung der Zielverein​barung und dem Abschluss des Finanzplans.
§ 13 Maßnahmeplanung

Auf der Grundlage des jährlichen Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramms wird die regionale Maßnahmeplanung für das kommende Jahr erstellt. Bedarf und Umfang der Eingliederungsmaßnahmen sind zeitlich vor der Finanzplanung bis zum 30.06. eines Jahres zu erstellen. Diese Bedarfsplanung ist dann im Rahmen der Finanzplanung auf das Eingliederungsbudget abzustimmen.
§ 14 Finanzierung, Bewirtschaftungsbefugnis
Die im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung der Gemeinsamen Einrichtung nach § 3 dieses Vertrags eingehenden Einnahmen und zu leistenden Ausgaben werden entsprechend der in § 6 Abs. 1 SGB II zugewiesenen Trägerschaft über die jeweiligen Haushalte des Bundes und des Landkreises abgewickelt. Hierzu stehen Anteile der im Haushalt des Bundes und des Landkreises veranschlagten Mittel zur Verfügung. Bei der Bewirtschaftung gelten die jeweiligen haushaltsrechtlichen Vorschriften und Verfahren.
§ 15 Abwicklung von Transferleistungen
(1) Auf der Grundlage der einheitlichen Leistungsbescheide werden alle Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach Kapitel 3 Abschnitt 2 SGB II sowie §§ 42 bis 44 SGB II durch die Gemeinsame Einrichtung ausgezahlt und alle damit zu​sammenhängenden Einnahmen einschließlich der geltend gemachten Forderungen eingezogen. Die Gemeinsame Einrichtung bedient sich hierbei nach Möglichkeit der Systeme und Dienststellen der Agentur.
(2) Der Landkreis erstattet die Geldleistungen, die er nach den §§ 22 und 23 Abs. 3 SGB II aufzuwenden hat, abzüglich der ihm zustehenden Einnahmen und Rückforderungen an die Bundesagentur.
(3) Der Landkreis verpflichtet sich, zur Erstattung der Leistungen nach Absatz 2 eine Abbuchungsermächtigung zu erteilen, die es der Bundesagentur ermöglicht, die Kos​ten nach § 22 und § 23 Abs. 3 SGB II abrechnungstäglich in einer Summe einzuzie​hen. Zur sachlichen Prüfung der Auszahlungen stellt die Gemeinsame Einrichtung bzw. die Agentur dem Landkreis angemessene Nachweise über die abgebuchten Beträge einschließlich der Verteilung kommunaler Leistungen nach Gemeinden zur Verfügung.
§ 16 Kostenerstattung
(1) Die Berechnungsgrundlagen und die Modalitäten der Kostenerstattung der Gemeinsamen Einrichtung an die Vertragspartner sind, soweit nicht durch Rechtsvorschrift vorgegeben, durch Beschluss der Trägerversammlung zu regeln. 
(2) Die Kostenaufteilung mit der Ermittlung der Zahl- bzw. Erstattungsbeträge ist von der Gemeinsamen Einrichtung zu erstellen und den Trägern mitzuteilen. Soweit erforderlich sind von den Trägern entsprechende Kostennachweise vorzulegen. Zur Abwicklung der Ausgleichszahlungen können eine Pauschalierung sowie regelmäßige Abschläge vereinbart werden.
(3) Soweit der Rhein-Hunsrück-Kreis qualifiziertes Personal zur Verfügung stellt, werden ihm dafür aus dem Budget des Jobcenters die Personalkosten zu einhundert Prozent (einschließlich der Lohnnebenkosten) erstattet.
Der für dieses Personal anfallende Aufwand der Personalverwaltung (Overheadkosten) des Rhein-Hunsrück-Kreises wird mit einer Pauschale in Höhe von derzeit 12,5% der entsprechenden Personalkosten vom Jobcenter vorbehaltlich einer späteren gesetzlichen Regelung erstattet. 
Soweit die Agentur für Arbeit qualifiziertes Personal zur Verfügung stellt, werden ihr dafür aus dem Budget die Personal- und Sachkosten zu einhundert Prozent (einschließlich der Lohnnebenkosten) erstattet.

(4) Soweit Personal von den kreisangehörigen Gemeinden/Verbandsgemeinden über den Rhein-Hunsrück-Kreis zugewiesen wird, sind dem jeweiligen Dienstherrn die Personalkosten zu einhundert Prozent (einschließlich der Lohnnebenkosten) zuzüglich der Overheadkosten ebenfalls in Höhe von derzeit 12,5% der entsprechenden Lohnkosten zu erstatten. Der Rhein-Hunsrück-Kreis und die Agenturen für Arbeit übernehmen für diese Bediensteten nicht die Personalverwaltung.
§ 17 Innenrevision
Die Vertragspartner ermöglichen entsprechend § 49 SGB II der Innenrevision der Bundesagentur für Arbeit die Ausübung des Prüfungsrechtes bezüglich der Gemeinsame Einrich​tung. Entsprechende Prüfungsrechte stehen der beauftragten Prüfstelle des Landkreises  zu.
§ 18 Haftung
(1) Die Haftung des Jobcenters sowie der Vertragspartner im Zusammenhang mit dem Jobcenter richtet sich im Außenverhältnis nach den gesetzlichen Bestimmungen.
(2) Im Falle der Geltendmachung von Amtshaftungsansprüchen oder sonstigen Schadensersatzansprüchen gegen den Jobcenter haftet der Arbeitgeber bzw. Dienstherr des Beschäftigen, der den Schaden verursacht hat, im Außenverhältnis alleine. Im Innenverhältnis ist der Schaden dem Vertragspartner zuzurechnen, dessen Aufgaben wahrgenommen wurden. Der Jobcenter bzw. ein im Außenverhältnis eventuell in Anspruch genommener Vertragspartner hat insoweit im Innenverhältnis einen Freistellungsanspruch. Ist der Schaden durch ein vorsätzliches oder grobfahrlässiges Verhalten eines Beschäftigten, des Geschäftsführers oder des stellvertretenden Geschäftsführers verursacht worden, so haftet der Arbeitgeber bzw. der Dienstherr des Beschäftigten. Der Jobcenter bzw. ein im Außenverhältnis eventuell in Anspruch genommener Vertragspartner hat insoweit im Innenverhältnis einen Freistellungsanspruch oder, falls er hiervon keinen Gebrauch macht, einen Ausgleichsanspruch. 
(3) Ist der Schaden keinem bestimmten Aufgabenbereich eines Vertragspartners zurechenbar, tragen die Vertragspartner den Schaden gemeinsam im Verhältnis der Verursachungsbeiträge, oder falls diese nicht zu bestimmen sind, jeweils zu gleichen Teilen. In diesem Fall hat der im Außenverhältnis in Anspruch genommene Vertragspartner insoweit im Innenverhältnis einen Ausgleichsanspruch. Alle Schäden, die im Aufgabenbereich der Bundesagentur entstehen, fallen dem Finanzierungskreis SGB II zu.
(4) Haben mehrere Beschäftigte unterschiedlicher Arbeitgeber bzw. Dienstherren den Schaden gemeinsam verursacht oder ist der Schaden nicht einem Aufgabenbereich zuzurechnen, erfolgt die Haftung im Verhältnis der Verursachungsbeiträge, oder falls diese nicht zu bestimmen sind, jeweils zu gleichen Teilen. Der im Außenverhältnis in Anspruch genommene Vertragspartner hat insoweit im Innenverhältnis einen Ausgleichsanspruch. Die vorstehende Regelung gilt sowohl für Schäden Dritter als auch für Eigenschäden eines Vertragspartners. Alle Schäden, die im Aufgabenbereich der Bundesagentur entstehen, fallen dem Finanzierungskreis SGB II zu.
V. Schlussbestimmungen

§ 19 In-Krafttreten

(1) Diese Grundlagenvereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.

(2) Diese Grundlagenvereinbarung gilt für unbestimmte Zeit. Sie steht einem etwaigen Antrag des Landkreises nach § 6 a Abs. 4 Satz 2 SGB II (Option zum 1.1.2017) nicht entgegen.
§ 20 Änderung der Vereinbarung, Gültigkeit

(1) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrags oder Teile von ihnen un​wirksam sein oder werden, ist anzunehmen, dass der Vertrag im Übrigen weiterhin gültig sein soll. Soweit notwendig, werden die Vertragspartner an Stelle der unwirk​samen Bestimmung dann eine solche vereinbaren, die wirksam ist und dem ur​sprünglich Gewollten möglichst nahe kommt.
(2) Änderungen, Nebenabreden und Ergänzungen zu diesem Vertrag sowie dessen Aufhebung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Auf​hebung dieses Schriftformerfordernisses.
§ 21 Übergangsregelungen

Vor dem 1. Januar 2011 von der bisherigen Trägerversammlung gefasste Beschlüsse und sonstige Absprachen der Vertragspartner mit Zukunftswirkung gelten weiter, soweit sie nicht dieser Vereinbarung entgegenstehen oder sich durch die erfolgten Rechtsänderungen erledigt haben.

Bad Kreuznach und Simmern, den 12.01.2011

Für die Agentur für Arbeit Bad Kreuznach 
Für den Rhein-Hunsrück-Kreis
_____________________________
________________________

(Karl-Ernst Starfeld)
(Bertram Fleck)

Vorsitzende der Geschäftsführung
Landrat
Für die Agentur für Arbeit Koblenz

_____________________________

(Anita Baljevic)

Vorsitzende der Geschäftsführung
